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Amtliches. 


Berlin, 24. November. Der Kaiſer hat im Namen des deut⸗ 
ſchen Reichs die von dem Direktorium der Kirche Augsb. Konfeſſion 
Straßburg vollzogene Ernennung des Pfarrvikars Ludwig Emil 

Beger zu Hirſchland im Bez. Unter⸗Eſaß zum Pfarrer in Wiebers⸗ 
FT Weiler, Bez. Lothringen, und des Pfarrvikars Guſtav Wilbelm Härter 
u Straßburg zum vierten Pfarrer an der Neuen Kirche daſelbſt be⸗ 


igt. z ? ; 
Die Gymnaſtallebrer Dr. Viertel zu Königsberg i. Pr. und A. v. 
Nor ſtein in Poſen find zu Oberlehrer am ku. Wilhelms⸗Gymna⸗ 
tum zu Königsberg i Pr. ernannt, am kölln. Gymnaſium in Berlin 
ie Beförderung des ord. Lehrers Dr. Eugen Pappenheim zum Ober⸗ 
lehrer genehmigt, der Religionslebrer Krahe am Gymnaſium in Düſ⸗ 
ſeldorf zum Oberlehrer befördert worden. 


P:! .... ˙ —— ENRTIENDN 
Felegraphiſche Rachrichten. 
Wien, 4. November [Abgeordnetenhaus.] Bei Beginn 
der beutigen Sitzung beantwortete der Handelsminiſter einige in 
Eiſenbahnangelegenheiten an die Regierung gerichtete Interpellationen 
und erklärte, daß im Jahre 1872 10 Millionen Fl. an Subventionen 
gewährt worden ſeien und 245 Meilen Eiſenbahn im Bau begriffen 
waren, von denen für 1873 noch 123 Meilen zum Ausbau verblieben. 
Im Jahre 1874 ſeien 95 neue Meilen hinzugekommen. Für 1875 
werde der Staat faſt 50 Millionen Fl. verausgaben. Eine größere 
Belaſtung des Eiſenbahnbudgets halte die Regierung mit Rückſicht auf 
die obwaltenden Umſtände für inopportun; für das Jahr 1876 ſei der 
Bau von 100 Meilen Eiſenbahn bereits geſichert. Der Miniſter ver⸗ 
ſpricht die Vorlage eines detaillirten Programmes, ſowie eine Reform 
der Geſetze über den Bau von Eiſenbahnen und glaubt durch dieſe 
Erklärung einer detaillirteren Beantwortung der bezüglichen Inter⸗ 
pellationen überhoben zu fein. Die Rede des Miniſters wurde bei⸗ 
fällig aufgenommen und darauf die Debatte über das Aktiengeſetz 
fortgeſetzt. 

Bern, 24. November. Mit Ausnahme des Albulavaſſes iſt 
auf ſämmtlichen Poſtſtraßen über die Alpenpäſſe der Verkehr wieder 
᷑ hergeſtellt. 

a SGenf, 21. November. Bei den hier ſtattgehabten Nach wahlen 
g zum großen Rathe find die 19 Kandidaten der libꝛral⸗radikalen Partei 
k 4 . gewählt worden. 

m Varis, 21. November. Drei Matroſen des am 18. v. M. im 
Hafen von Socoa von feiner Mannſchaft verlaſſenen ſpaniſchen 
Schiffes Nie ve“, welche bisher in jenſeits der Loire gelegenen Ort⸗ 
ſchaften untergebracht waren, ſind, weil die ſpaniſche Regierung den 
Auslieferungsantrag des ſpaniſchen Konſuls in Bayonne nicht unter⸗ 
ſtützt hat, an die belgiſche Grenze gebracht und dort in Freiheit: gefest 
worden. — Thiers iſt heute früh hierher zurückgekehrt. — Die Kai⸗ 
ſerin von Rußland wird heute Abend hier eintreffen und auch 
morgen hier verweilen. 

Der hieſige Munizipalrath hat die erſte Leſung der Vorlage wegen 

fnahme einer Prämien⸗ Anleihe von 220 Millionen beendet und 
eine aus 3 Mitgliedern beſtehende Kommiſſion mit näherer Feſtſtellung 
der Anleihebedingungen und des Emiſſtonscourſes beauftragt. Die 
Beibehaltung einer ſchwebenden Schuld von 20 Millionen wurde 
genebmigt. Die weitere Berathung der Vorlage fol am Mittwoch 
ſtattfinden. 

\ Madrid, 24. November. Der Karliſtenchef Lozano, der nach 
I dem Treffen von Bogarra in die Hände der Regierungstruppen fiel 
And wegen Zerſtörung von Eiſenbahnen und Tödtung von Eiſenbahn⸗ 
I deamten vor Gericht geſtellt wurde, iſt zum Tode verurtheilt worden. 
N Dover, 4. Novbr Die Kaiſerin von Rußland hat ſich 

deute Vormittag um 11 Ubr in Begleitung des Großfürſten⸗Thron⸗ 

folgers und des Großfürſten Alexis nach Calais eingeſchifft. Der 

Herzog von Edinburg, Graf Schuwaloff und Viscount Sidney gelei⸗ 

ten die Kaiſerin bis Dover. Die geſammte Garniſon bildete die 

Ehrenwache. 

London, 24. Novbr. Nach hier eingegangenen Nachrichten aus 
Bombay hat Shir Ali Khan die Verhaftung von Jacub Khan aus 
Beſorgniß vornehmen laſſen, daß Letzterer Herat an Perſien abtreten 
werde. — Nach Berichten, welche der „Times“ aus Kalkutta zuge⸗ 
Nangen find, fürchtet man dort, daß die Gefangenſetzung von Jacub 

Ran ernfthafte Verwicklungen zur Folge haben und zu einer Inter 
vention der Regierung von Oſtindien Veranlaſſung geben könne. 

Dem „Reuter'ſchen Bureau“ wird aus Pernambuco vom 20. d. 
M. telegraphiſch gemeldet, daß nach dort aus Buenos⸗Ayres 
bugegangenen Nachrichten die Revolution unterdrückt worden ſei und 
General Mitre ſich auf der Flucht befinde. — Ein dem genannten 
Pa u aus Para de Belem, Hauptort der braſilianiſchen Provinz 
| ſehr da zuge gangenes Telegramm vom 22. d. M. meldet, daß dort eine 
0 den ndielige Stimmung gegen die Fremden obwalte und daß man 
5 Ausbruch von Konflikten beſorge. Der Gouverneur der Provinz 
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ns Folge deſſen die Regierung um militäriſche Verſtärkung 
wer einer Vorleſung, welche Sir Thomas Chambers ge⸗ 


ſelbe den Ereter Hall über die engliſche Konſtitution bielt, hob der⸗ 
und nahm doteſtantiſchen Charakter der englifhen Verfaſſung hervor 
en Fr Bade Veranlaſſung, auszuſprechen, daß der deutſche Kaiſer 
lichen Rechte warc wegen ihrer unerſchrockenen Vertheidigung der ſtaat⸗ 
ee Spmpatler Bürger gegen die Anmaßungen Roms die herz⸗ 
— athien aller Proteſtanten verdienten. — In der geſtrigen 

e nung der geographiſchen Geſellſchaft machte der 
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Jahrgang. 


Mittwoch, 25. November 


(Erſcheint täglich drei Mal.) 


Sieben undſiebzigſter 


Vorſitzende derſelben, Sir Henry Rawlinſon, die Mittheilung, daß 
die beabſichtigte Nordpolexpedition im nächſten Frühling, wahrſcheinlich 
im Mai, in See gehen werde. 

Petersburg, 24. November. Der Kaiſer hat wegen Unwohl⸗ 
ſeins feine Abreiſe aus Livadia verſchoben und wird erſt in den erſten 
Tagen des Dezembers nach Petersburg zurückkehren. — Die Kaiſerin 
begiebt ſich nach St. Remo (zwiſchen Nizza und Genua auf italieni⸗ 
ſchem Gebiet), um dort bis zur vollſtändigen Genefung zu verweilen. 
Die Nachrichten von einem beabſichtigten Aufenthalt der Kaiſerin in 
Nizza oder Cannes find unbegründet. Es find bereits von hier Hof⸗ 
beamte nach Wien abgereiſt, um dort das von Livadig kommende Ge⸗ 
räth für die Kaiſerin in Empfang zu nehmen und nach St. Remo zu 
bringen. — Der Reichskanzler Fürſt Gortſchakoff iſt hier eingetrof⸗ 
fen und war ihm der Geheimrath Hamburger bis Luga entgegenge⸗ 
reift. — Der Profeſſor Zion, in deſſen Hörſaal die Studenten⸗Un⸗ 
ruhen begannen, hat auf ſechs Monate Urlaub in das Ausland be⸗ 
kommen. 

Konſtantinopel, 24. November. Die Regierung iſt mit der 
Organiſirung des Poſt die nſtes zwiſchen der Türkei und den übrigen 
Staaten auf Grundlage der Berner Konvention beſchäftigt und wird, 
ſobald die erforderlichen Vorbereitungen dazu getroffen, die Aufhebung 
der fremdländiſchen Poſtämter verlangen. — Die Gerüchte über die 
Schließ ung der Proteſtantenſchulen in Syrien werden als 
übertrieben bezeichnet. Es habe ſich nur um das Verbot des Baues 
einer neuen Schule in Hamah gehandelt und zwar aus Gründen, 
die der Englische Botſchafter für vollkommen zutreffend befunden 
hatte. 

Newyork, 21 November. Durch einen heftigen von Süden kom⸗ 
menden Wirbelſturm iſt die Hälfte der Stadt Tus cu mbia in Ala⸗ 
bama zerſtört worden. Von den Bewohnern der Stadt büßten dabei 
etwa 12 das Leben ein, viele andere wurden mehr oder weniger be 
ſchädigt. 


Deutſcher Reichstag. 


Berlin, den 21. November. 11 
rathes Delbrück, Leonhardt, Fäuſtle, v. acht, 
berg u. A. 
Een Schr 

davon in Kenntniß, e 
den) eingeleitete ſtrafrechtliche Verfahren dem des Reichs⸗ 
tages gemäß für die Dauer der Seſſion eingeſtellt worden iſt. — An 
Stelle des aus der Budgetkommiſſion ausgeſchiedenen Abg Lasker iſt 
der Abg. Grumbrecht von der betreffenden Abtheilung gewählt worden. 

Auf der Tagesordnung ſteht die erſte Berathung der drei großen 
Juſtizgeſese, betreffend die Gerichts derfaſſunz, die Strafprozeß⸗ 
ordnung und die Zivilprozeßordnung nebſt den betreffenden drei Ein⸗ 
führungsgeſetzen und zwar wird es bei der allgemeinen Diskuſſion 
über die erſte Vorlaze den Rednern nicht verwehrt fein auch die beiden 
andern in den Kreis ihrer Beſprechung zu ziehen. 

Zunächſt verlangt das Wort der Bundesbevollmächtigte, preußiſche 
Juſtizminiſter Dr Leonhardt: 

Die verbündeten Regierungen haben ihnen dieſe drei Geſetzent⸗ 
würfe vorgelegt und werden ihnen noch weiter vorgelegt werden, 
die Geſetzentwürfe über das Konkursverfahren, die Rechts verhältniſſe 
der beim oberſten Gerichtshof fungirenden Rechtsanwälte, und das 
Reichs juſtizamt. Alle dieſe Geſetze ſteben in einem gewiſſen Zu: 
ſammenhange, doch nicht in einem ſolchen, daß ſie nothwendig zu⸗ 
fammen vorgelegt werden müßten. Sie ſind ſämmtlich von eingehenden 
Motiven begleitet, für welche jedoch die verbündeten Regierungen die 
Vertretung nicht übernehmen, weil eine Prüfung der Motive, ſchon 
wegen der Kürze der Zeit, nicht einmal in dem Juſtizausſchuſſe des 
Bundesrathes, geſchweige denn im Bundesrathe ſelbſt ſtattgefunden 
bat. Dieſer Umſtand wird jedoch für Ihre Berathung kaum von 
Bedeutung ſein. Die Motive ſind von Männern, welche den 
Arbeiten ſehr nahe ſtehen, mit ſo viel Sorgfalt als Einſicht gearbei⸗ 
tet; fie legen Ihnen die Mannigfaltigkeit der Rechtszuſtände, in welche 
die geſetzlichen Vorſchriften eingreifen ſollen, und das Für und Wider 
der einzelnen Punkte dar. Sie werden für Sie ein unentbehrliches 
Hülfsmittel ſein, wenn Sie nämlich eine eingehende Prüfung der Ge⸗ 
ſetzentwürfe in einer verhältnißmäßig nicht zu langen Zeit vornehmen 
wollen. Die Aufgabe, welche Ihnen geſtellt wird, iſt eine febr um⸗ 
fangreiche, und doch wird es vielleicht einigen unter Ihnen erwünſcht 
ſein, wenn dieſe Aufgabe eine noch umfangreichere wäre, als ſie zur 
ger iſt. Die Prozedurordnungen find vollſtändig in ſich abgeſchloſſene 

geſetze; dieſen abgeſchloſſenen Charakter trägt der Entwurf des Ge⸗ 
richtsverfaſſungsgeſetzes nicht; dieſes Geſetz iſt Stückwerk und enthält 
nur die notbwendigen Vorſchläge, um die Pro edurordnungen ins 
Leben zu rufen. Formell iſt es nur als Nebengeſctz zu betrachten, 
wenngleich es die andern beiden Geſetzentwürfe an fachlicher Bedeu⸗ 
tung weit übertrifft und eine Prüfung der letzteren nicht möglich if, 
wenn man nicht die Grundlagen der Gerichtsverfaſſung vorher feſt⸗ 
geſetzt hat. Man hätte von einer ganz andern Auffaſſung ausgehen 
können, indem man zuerſt die geſammte Geſchäftstzätiakeit der Ge⸗ 
richte organiſirte und dann die andern Juſtizgeſetze folgen ließ. Dieſe 
Auffaſſung hat ſehr viel für ſich und bietet neben manchen fachlichen 
nicht unweſentliche politiſche Vortheile; die Reichsgeſetzgebung würde 
ſelbſtändig und unabhängig ſein, während ſie jetzt erſt durch Vermit⸗ 
telung der Landes geſetzgebung weiter vorſchreiten konn; letzteres ift 
ſehr bedenklich, aber wie große Vortheile dieſe Auffaſſung auch bietet, 
ſo kann ich Ihnen doch nicht dringend genug anheimgeben, die Gren⸗ 
zen inne zu halten, welche im Gerichts verfaſſungsgeſetz gezogen find: 
denn indem Sie dieſe Grenzen überſchreilen, überſchreiten Sie zu⸗ 
gleich die Grenzen der geſetzlichen Zuſtändigkeit der Reichsgeſetzaebung, 
da die Nr. 14 des Art. 4 der Verfaſſung („Der Beaufſichtigung Seitens 
des Reichs und der Geſetzgebung deſſelben unterliegen — 14) die gemein⸗ 
ſame Geſetzgebung über das geſammte bürgerliche Rechk, das 
Strafrecht und das gerichlliche Verfahren.“) auch in ihrer neuen 
Faſſung nicht die Gerichksverfaſſung zu ihrem Gegenſtande hat, ſon⸗ 
dern vielmehr nur die Prozeduren; demgemäß können in den Gremen 
der Zuſtändigkeit der Reichsgeſetzgebung nur Diejenigen Vorſchriften 
liegen, welche eben die nothwendigen Grundlugen für die Prozeduren 


Am Tiſche des Bundes⸗ 
Geh. Rath Fried⸗ 


e 


eilung. 


bilden. 
die Grenzen inne zu halten, als jenfeits dieſer Gremen ganz außer⸗ 
ordentliche Schwierigkeiten entſtehen und es in der That nicht ange⸗ 
zeigt fein würde, auf die alten Schwierigkeiten noch neue zu häufen. 
Denn ſchwierig iſt in der That die Aufgabe, die Ihnen geſtellt iſt, ſo 
ſchwierig, wie fie der Reichsgeſetzzebung bislang noch nicht geſtellk ift 
und aller menſchlichen Borausfegung nach auch nicht wieder 1 
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werden wird. Die Schwierigkeiten des bürgerlichen Geſetzbuches, 
welches bearbeitet wird, find bei weitem geringer; denn dieſes liegt 
ganz auf dem Gebiet des Privatrechtes, während die vorliegenden 
Geſetzentwürfe zum großen Theil dem öffentlichen Rechte angebören, 
auf dem die Intereſſen der einzelnen Bundesſtaaten, der Gemeinden 
und Juriſten ſehr verſchieden ſind. Die Aufgabe wird um ſo ſchwie⸗ 
riger ſein, als die verſchiedenen Geſetzentwürfe als ein Ganzes gedacht 
find und in der Form wie in der Sache in thunlichſte Harmonie ge⸗ 
bracht werden müſſen. Wer die Geſetzentwürfe unbefangen prüft, wird 
nicht wohl verkennen können, daß ſie einen bedeutenden Fortſchritt in 
der Geſetzgebung bilden; es handelt ſich nicht um leichte Arbeit, ſon⸗ 
dern um die reifen Früchte der ernſteſten Geiſtesthätigkeit. Vollendet 
ſind die Gifegentwürfe nicht, denn Vollndetes zu ſchaffen iſt den 
Geſetzen nicht möglich; auch ſoll nicht behauptet werden, daß ſie 
das erweisbar Beſte enthalten. Denn die Reichsjuſtizzeſetzgebung iſt 
in einer andern Lage, als die Geſetzgebung des Einzelſtaates. Die 
Mannigfaltigkeit der Verhältniſſe ift fo groß, daß es kaum möglich ift, 


dieſelben in ihrer vollen Bedeutung zu erkennen und zu würdigen, 


inebeſondere auch nach dem Geſichtspunkte, ob fie einen berechtigten 
Anſpruch auf Fortexiſtenz baben. Bei der Bearbeitung von größeren 
Reichszuſtiy Geſetzen muß deshalb die Reviſion von vornherein als ein 
maßgehender Faktor für die Geſetzgebung in Betracht gezogen werden; 
wer das verkennt und in der Reviſtonsbedürftigkeit ein Uebel erblickt, 
das hätte vermieden werden können, der beweiſt damit, daß das legis⸗ 
lative Schaffen eine ebenſo ſchwere, als die Kritik eine ſehr leichte 
Aufgabe iſt. Ich bin überzeugt, daß unter Ihnen auch nicht ein Ein⸗ 
ziger iſt, welcher den Juhbalt der Geſetzentwürfe durchweg billigt; Sie 
befinden ſich in der gleichen Lage mit den verbündeten Regierungen. 
Manche verbündete Regierung wird wünſchen, daß das Eine oder 
Andere, vielleicht ſehr Wichtige anders gemacht wäre. Allein die ver⸗ 
bündeten Regierungen haben, um zum Ziele zu gelangen, und einge⸗ 
denk des Wortes, „Das Beſſere iſt der Feind des Guten“, geglaubt 
Reſignation üben zu müſſen und haben große Reſignation geübt, und 
ſo möchte ich auch Ihnen, m. H., zurufen: verſchmähen Sie nicht das 
Gute wegen des Beſſeren, üben Sie Reſignation und zwar große 
Reſignation! Nur wenn Sie das thun, kann auf die Krönung eines 
Werkes gerechnet werden, deſſen ſachliche und politiſche Bedeutung 


gleich groß iſt 


Staats miniſter v. Mittnacht, der ſich nur auf fragmentariſche 


Bemerkungen über einzelne wichtige Beſtimmungen der vorgelegt 
chſt, einen 


Einzelſiaaten beſt 
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zu ſchaffenden Gemeinſamkeit zu erkennen. Der Entwurf bat keine 
der beſtehenden einzelnen Strafprozeßordnungen zu feiner unmittel⸗ 
baren Grundlage genommen, wohl aber das in den Geſetzen der Einzel⸗ 
ftaaten enthaltene Gute ſich angeeignet und fo das neue Werk als eine 
Fortentwickelung und als einen Ausbau des Befichend.n erſcheinen 
laſſen. In ſoweit ſind wir daher aus allen Theilen Deutſchlands die 
Mitarbeiter und Mitverfaſſer dieſes Werkes. Natürlich nur das Beſte 
will und ſoll der Entwurf bieten, er will einen Fortſchritt und nirgend 
einen Rückſchritt, freilich mit einer gewiſſen Scheu die Rückſicht im 
Auge behaltend, nicht zu weit zu gehen. Im Hinblick auf die ganze 
Geſchichte der Entwickelung des deutſchen Strafprozeßrechts, in Erwä⸗ 
gung beiſpielsweiſe, wie entſchieden und unwiderruflich ſich die als 
Neuerungen der bedenklichſten Art bekämpfte Mündlichkeit und Oeffent⸗ 
lichkeit des Verfahrens den Sieg erfochten, hat der Entwurf unbedenk⸗ 
lich auch ſolche Vorſchläge in ſich aufgenommen, welche ſich von alt⸗ 
hergebrachten Anſchauungen und Gewohnheiten mehr oder weniger 
weit entfernen. Freilich ſtebt zu erwarten, daß der Entwurf weniger 


wegen des Neuen, was er bringt, als weil er nicht genug Neues bringt, 


werde getadelt werden. Hier aber giebt es eine Schranke: eine kräftige 
und ſichere Repreſſion des kriminalen Unrechts muß garantirt werden, 
und dies Spiel aus dem Auge zu verlieren, darf man ſich nicht be 
ſtimmen laſſen weder durch Berufung auf dies oder jenes Schul⸗ 
prinzip, noch auf dieſe oder jene Konſequenz von einem ſolchen, 
noch auch durch geſteigerte Rückſicht der Humanität. 

Zur Beurtbeilung der Vorlage geben die Motive und Anlagen ein 
fo umfaſſendes Material, daß bier nur folgende Bemerkungen allge⸗ 
meiner Art hervorgehoben werden follen. Der Satz des deutſchen 
Strafgeſetzbuches, das Ausland im Sinne des Strafgeſetzes jedes nicht 
zum deutſchen Reiche gehörige Gebiet ſei, hat ſich nur deſchränkt auf 
das Strafrecht und nichts geändert an dem nach den Landesgeſetzen 
ſich beſtimmenden Grundſätzen über die Strafgewalt der Einzelſtagten. 
Mit dem Inkrafttreten der deutſchen Straſprozeßordnung aber werden 
die innerhalb des deutſchen Reichs beſtehenden territorialen Grenzen in 
ſtraforozeſſualer Bedeutung, insbeſondere in Beziehung auf die Zuſlän⸗ 
digkeitsfragen nicht mehr in Betracht kommen. Es wird in Zukunft 
für die Anwendung der Beſtimmungen über die örtlich“ Za⸗ 
fländigkeit gleichgültig fein, welchem eimelnen Staate 
das in Frage ſtehende Gericht angehört und welchem Bundesſtagte ein 
Beſchuldigter angehört. Es wird überflüſſig fein, die große politiſche 
Bedeutung des hiermit ſich vollziehenden Schrittes noch beſonders ber⸗ 
vorzubeben. Das jenige, den vorliegenden Entwurf beberrſchende größere 
Piinüp, welches vorausſichtlich am meiſten Anlaß zu Erörterungen in 
dieſem Haufe geben wird, iſt das Anklageprinzip oder die An⸗ 
klageform. Die Idee des Anklageproleſſes in Verbindung mit dem 
Prinup der Verfolgung von Amts wegen muß zur Errichtung eines 
von dem Richteramte getrennten, beſonderen Amtes für die Strafver⸗ 
folung, der Staatsanwaltſchaft, und es fol künftig auch für Strafze⸗ 
richte niederſter Ordnung in dieſer n eine Ausnahme in 
Deutſchland nicht mehr beſtehen. Die 
Klage wird bedingt durch Erbebung einer Klage, regelmäßig der öffent⸗ 
lichen Klage Seitens der Staats -Anwaltſchaft, ausnahmsweiſe der 


weiſen oder ausſchließlichen Uebertragung der Initiative an die Staats⸗ 
anwaltſchaft, die hergeleitet werden aus dem doppelten Geſichlspankt 
einer Gefährdung der öffentlichen Rechtsordnung und einer Beein⸗ 
trächtigung der Rechte der Privaten, ſowie aus dem beſtehenden Ver⸗ 
hältniß der Unterordnung der Staatsanwaltſchaft unter die vor⸗ 
geſetzte Juſtizverwaltung. Dieſe Bedenken werden vielleicht einiger⸗ 
maßen gemildert durch die Aufſtellung des Legitimitätsprinziges im 
Entwurf, das heißt durch die Verpflichtung des Staatsanwalts, 
wenn das Geſetz nicht etwas Beſonderes vorſchreibt, wegen aller 
gerichtlichen und verfolgbaren Handlungen eimuſchreiten, wofern nur 
genügende, thatſächliche Anhaltspunkte vorliegen. Denn dann begrün⸗ 


Ich hoffe auch, daß es Ihnen um ſo leichter werden wird 
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det die Unterlaſſung oder Unterdrückung geſetzlich gebotener Straf⸗ 
verfolaung ſeitens der Staatsanwaltſchaft wenigſtens eine greifbare 
Pflichtwidrigkeit des Staatsanwaltes wie der demſelben vorzeſetzten 
Behörde. Immerhin bleibt es, wie nicht beſtritten werden kann, das 
mehr oder minder ſubjektive Ermeſſen des Staatsanwalts, wovon die 
Eröffnung einer gerichtlichen Unterſuchung abhängt. Die Schutzmittel 
des Entwurfes gegen undegründete Anklageverweigerungen find: Ein⸗ 
mal bas Beſchwerderecht des Verletzten beim vorgeſetzten Beamten der 
Staatsanwaltſchaft, ſodann die fubfiziäre Privatklage des Verletzten, 
diefe aber beſchränkt auf diejenigen ſtrafbaren Hendlun zen, bet welchen 
die Verfolgung nur auf Antrag eintritt, ferner in derſelben Beſchräg⸗ 
kung das Recht des Verletzten, der ertobenen öffentlichen Klage in 
jeder Lage des Verfahrens insbeſondere auch behufs Ergreifung von 
Rechtsmilteln nach ergangenem Urtheil als Nebenkläger ſich anzu⸗ 
ſchließen und endlich die prinzipale Privatklage des Antragberechtigten 
bei ſoichen Körperverletzungen und Beleidigungen, die nur auf Antrag 
verfolgt werden. Der Standpunkt des Entwurfs in dieſer Frage der 
ſubſidiären Privatklageberechtigung des Verletzten, iſt wie die Motive 
näher darthun, nur der eines Vorſchlages, da dieſe Frage weder in 
der Wiſſenſchaft noch in der Praxis als eine abgeſchloſſene zu betrachten 
iſt. Ganz entſchieden dagegen verwirft der Entwurf die Anſchauung, 
nach welcher ein Privatklagerecht Jedem aus dem Volke zu gewähren 
ſei, die Popularklage. Die Fälle, in weichem die Popularklage 
wirklich im Dienſte und zum Frommen des öffentlichen Intereſſes an⸗ 
geſtrengt werden würde, möchten, wie die Verhältniſſe einmal liegen, 
cher nur wenige fein, Der Entwurf geht davon aus, daß die Staats⸗ 
anwaltſchaft, indem ſie das Strafverfolgungsrecht des Staates gel⸗ 
tend macht, keineswegs ein eigenes, ihrer freien Diepofitton untermor- 
ſenes Recht ausübt, daß vielmehr die Gerichte innerhalb gewiſſer 
Schranken zu einer ſelbüſtändigen Thätigkeit berechtigt und verpflichtet 
find. Daß das die Haus tverhandlung vorbereitende Verfahren über- 
haupt wenig von der Reform des Strafprozeſſes berührt worden iſt, 
daß es ein ſchriftliches, in Folge davon auch ein geheimes geblieben, 
Es fragt ſich, iſt dieſes Verbleiben bei dem Früheren in 
dieſem Punkte der Geſetzgebung gerechtſerligt oder bedeutet es einen 
Nückſchritt. Den Rechten und Jutereſſen des Beſchuldigten hat der 
Entwurf größere Beachtung und Berückſichtigung ſchon im Vorver⸗ 
fahren, als dies im bisherigen Prozeß geſchah, gewidmet. Das Ver⸗ 
nehmungsxecht des Gerichts erſcheint in dem Entwurfe als ein Frage⸗ 
recht, welchem das Recht des Beſchuldigten, die Antwort nicht zu 
geben, gegenüberſteht. Der Entwurf hat ſodann ſchon in das Vor⸗ 
verfahren die formale Verihetdigung eingeführt und gewährt unter 
gewiſſen Kagtelen dem Vertheidiger die Akleneinſicht und den Verkehr 
mir dem Beſchuldigten. Er giebt ferner dem Vertheidiger durch das 
Recht ver Vernehmung von Zeugen und Sachverständigen die Mög 
lichkeit, ſchon auf den Gang des Vorverfahrens mit Stellung von 
Anträgen einzuwirken. Den Reformwüunſchen allerdings, die auf die 
Umwandlung des Vor verfahrens in eine öffent⸗ 
liche, mündliche, eee Prozedur gerichtet 
ſind, genügt der Entwurf nicht. Er kann ſich aber nicht bloß 
auf die Uebereinſtimmung ſämmtlicher Geſetzgebungen des europäiſchen 
Kontinents berufen, und nicht bloß auf die Gefährdung des Unter⸗ 
ſuchungszweckes hinweiſen, die mit Einführung einer ſolchen Reform 
verbunden wäre. In einzelnen Fällen die Oeffentlichkeit auszuſchlie⸗ 
gen, müßte unter allen Umſtänden geftaitet ſein. Würde fie aber auch 
nur in einem intereſſanten Falle ausgeſchloſſen, in der Mehrzahl der 
Fälle würde ſich ja um dieſes Vorverfahren Niemand kümmern, fo 
wäre der Unruhe und der Neugier des Publikums doeh nicht genügt. 
Der Entwurf kann ferner auch die Natur und Beſchaffenheit des 
Vor verfahrens geltend machen. Dieſes iſt eben präparatoriſcher Natur. 
Das Hauptgewicht fol in der Haupiverhandlung liegen; die durch 
die Borlegung der Beweiſe in der Haupiverhandlung begründete Uever⸗ 
zeugung alleig ſoll die Grundlage des Richterſpruches bilden. Es er: 
ſcheint deshalb nicht gebiten, die Garantien, mit weichen ie Haupt⸗ 
verhandlung ausgeſtattet ſein muß, ouch auf das präparatoriſche Vor 
verfahren auszudehnen, wohl aber möchten Eindruck und Bedentung 
der Hauptverhandlung hier und da verlieren, weng derſelben eine 
präpargtoriſche Prozedur in kontradiktoriſcher Form vorausgegangen 

ire. Daß die Praxis häufig das Verhälmniß in das Gegenkbeil ver⸗ 

rt und die Hauptverhandlung nicht felten zu einer Schlußverband⸗ 
lung degradirt hat, iſt zuzugeben. Es ift das eiu notoriſcher Uebel⸗ 
ſtand. Von dieſer Erfahrung darf man ſich aber bei der Entichei- 


dung dieſer Frage nicht leiten laſſen. Der Entwurf hat ſich redlich 


bemüht, das öffentliche Intereſſe, welches mit der Erzielung eines ge⸗ 
rechten Spruches identiſch iſt, mit den Anſprüchen der bürgerlichen 
Freiheit in Uebereinſtimmung zu bringen. Ob ihm das gelungen iſt, 
das wird ſich nur nach eingehender Prüfung des ganzen Aufbaues des 
Entwurfs beurtheilen laſſen. Was das Prinzip der Mündlichkeit be⸗ 
tifft, fo iſt dies in der Hauptverhandlung zur vollen Geltung ge: 
bracht. Ich kann mich hier anf die ganze unlage und Einrichtung des 
Hauptverfahrens berufen, und auf einzelne Beſtimmun zen hinweiſen, 
wie 3. B. über die Verleſung früher aufgenommener P:otofolle in der 
Hauptverhandlung. — Was die Rechtsmittel anlangt, ſo hat der 
Eutwurf die Berufung als Rechtsmittel zur Anfechtung der dem 
Urtheil zu Grunde liegenden thatſächlichen Feſtſtellungen beſeitigt 
im Konſequenz des Prinnps der Mündlichkeit und nach dem Vorgange 
des ſchwurgerichtlichen Verfazren8s. Zugel ſſen iſt wezen Geſetzesver⸗ 
letzungen die Reviſion. Die Wiederaufnahme eines durch rechis⸗ 
Träftiges Urtheil geſchloſſenen Verfahrens zu Gunſten des Verurtheil⸗ 
ten, iſt als Ausgleich für die Beſeitigung der Berufung in erweiter- 
tem Maße zugelaſſen. — Redner ſchliet mit den Worten: die Ord⸗ 
nung des Strafverfahrens erfaßt das Grundverbältniß von Staat 
und Geſellſchaft und fällt alſo unmittelbar in das Gebict der poli⸗ 
tiſchen Barteimeinung und in ihre Kampfesweiſe. Es wird daher in 
einem konſtitutionellen Staatsweſen nicht leicht eine Strafproz ßord⸗ 
nung anders ergehen, als nach geſuchter und gefundener Vernändi⸗ 
gung zwiſchen Volksvertretung und Regierung nach Verhandlungen, 
in welchen aus naheliegenden Gründen die Regierungen vorzugsweiſe 
das konſerbative Prinzip zu betonen und zu vertreten in der Lage fein 
müſſen. Wir hegen aber das feſte Vertrauen, daß eine ſolche Ver⸗ 
ftändigung gelingen und daß das deutſche Reich eine gleichmäßig den 
Stoatszwecken entſprechende wie der deutſchen Nation würdige Ord⸗ 
nung des Strofverfahrens erhalten wird. (Beifall.) 
Staatsminiſter Dr. v. Fäuſtle: Durch den Entwurf der Zipil⸗ 
roeßoronung wird Ihnen die Frucht einer jahrelansen Geiftesarbeit 
vorgelegt, einer Arbeit, die in verſchiedenen nach Form und Inbalt 
abgeſchloſſenen Entwürfen zu Tage getreten iſt Ich halte es für meine 
Pflicht, an dieſer St lle insbeſondere die Arbeiten in Hannover, die 
Arbeiten, weiche zu dem preußiſchen Emwurf vom Jahre 1864 geſüß 
haben und auch die Thätigkeit der preußiſchen Regierung komme 
zu erwähnen. Der Entiourf hat dem Streben, welches ſeit Jabrzehn⸗ 
ten durch die deutſche Rechtsentwickelung geht: ſich von dem farıftli- 
chen Verfahren loszuringen und an deſſen Stelle das mündliche Ver⸗ 
fahren treten zu laſſen, in ausreichendem Maße Rechnung getragen, 
inſofern in der Münolichkei des Verfahrens bie Unmittelbarkeit der 
Verhandlungen, das iſt der Grund ſatz, verflanden wird, diß die Ver⸗ 
handlung des Rechtsstreites vor dem erkennenden Gerichte und 
die Verhandlung der Parlcien eine mündliche iſt. Es giebt freilich 
eine Reihe prozeſſualer Akte und ſelbſt richterlicher Egtſcheidungen, bei 


welchen das mündliche Verfahren der Natur der Sgche nach 
nicht mzalich und nicht durchführbar iſt. Der Entwurf pat in 
diefen Fälle! das mündliche Verfahren beſchränkt, es aber in 


vollem Maße eingeräumt in Bezug auf diejenigen Verband, 
lungen. welche ſich als die eigentlichen Verhandlungen zwiſchen 
den ſtreitenden Parteien vor dem erkennenden Richter darſtellen. 
In dieſen Verhandlungen aber bezweckt der Entwurf ein voll⸗ 
ſtändig mündliches Verfahren; dem Entwurfe fremd iſt ein 
bald ſchriftliches, hald münoliches Verf z hren. Deswegen gilt als 
Grundſatz, daß diefenigen thatſächlichen Vorgänge, welche in den die 
Verhandlung vorbereitenden Schriftſtücken nicht enthalten find, aber 
mündlich von den Parteien vorgebracht werden, von dem erkennenden 
Bericht berückſichtigt werden müſſen, während umsekebrt Thatſachen, 
welche mündlich nicht vorgebracht werden, eme Bexückſichtigung nicht 
erfahren dürfen. Wenn die mündliche Verhandlung cine Wahrheit 
werden, wenn der Fortdauer und Macht althergebrachter Gewohnhei⸗ 


ten ein Damm entgegengeſetzt werden ſoll und wenn wir verhindern 
und verhiiten wollen, daß die mündliche Verhandlung nach und nach 
zu einer Bedeutungeloſigkeit, zu einer Sckeinver handlung herabſinkt, 
und daß der Richter ſich allmälig wieder dem unmittelbaren Eindruck 
der Berhanplunyg entzieht und fern Urtheil lediglich nach den Schrift⸗ 
ſtück n, die ihm vorliegen, bildet, dann iſt eine ſolche imperative Vor⸗ 
ſchrift, wie fie der Entwurf enthält, durchaus geboren und gerechtfer⸗ 
tigt. Der Entwurf bat ſodann das fremdländiſche Dogma der Rein⸗ 
haltung des Richteramtes von jedem Prozeß getriebe in vollem Umfange 
nicht akzeptint, er hat namentlich nicht die Konſequenz des rheiniſchen 
Prozeſſes gezogen, daß nur der Richter es iſt, welcher den Sachver⸗ 
halt feitiielle. Als Regel erkennt der Entwurf, daß für die Einheit 
des Prozeſſes eine geweſſe formale Mitwirkung nothwendig iſt, dane⸗ 
ben aber tft Vorſorge getroffen, daß den Parteien volle Preihel in 
Bezug auf die vorbereitenden Schriftſtücke, insbeſondere in Anwalts⸗ 
plozeſſen gewahrt wird. Dieſe Prinzipien find dem Hannovperſchen 
Prozeß nachgebildet. In einem Punkte aber hat der Ent⸗ 
wurf den Hannoverſchen Prozeß verlaſſen, nämlich in der Theis 
lung des Prozeſſes in die zwei geſonderten Abſchnitte der Thatſache 
und des Beweiſes. Ich zweifle nicht, daß ſich dieſe Neuerung de 
währen wird; ſie hat ſich in den Landern des rheiniſch⸗franzöſiſchen 
Rechts durchaus bewährt. In Bezug auf den Beweisgegenſtand und 
die Beweiczmittel werden Sie in dem Entwurfe die Beſtimmungen des 
alten deulſchen Rechts wiederfinden: er hat insbeſondere die Vorſchrif 
ten über die Untteilbaxkeit des Gegenſtandes und über die Beſchrän⸗ 
kung des Zeugenbeweiſes aufrecht erhalten. Es wird ferner durch den 
Eutwurf der Anwallszwang konſtatirt, jedoch hat der Entwurf von 
der Einführung der Staatsanwaltſchaft im Zivilprozeß nach den Er- 
fahrungen abſehen zu können geglaube, die man in verſchiedenen deut⸗ 
ſchen Ländern gemacht hat. Was die Theorie des Rechtsmittels be⸗ 
trifft, ſo kennt der Entwu ff als Rechtsmi tel nur jene progeſſualiſche 
Rechtshilfe, durch welche Entſcheidungen, welche die Rechtskraft noch 
nicht eriiriiten haben, vor einem höheren Richter angefochten werden, 
ſomit nach Ausſcheidung der Wiedereinſetzung in den vorigen Stand, 
des Einſpruches, der Reſtitunſons. und der Nichkigkeitsanklage, nur 
die Beſchwerde, die Reviſion und die Berufung Die Berufung wird 
dargebolen als ein neues Jusdizium, als eine Erneuerung und Wie⸗ 
derholung des Rechtsſtreites in zweiter Inſtanz in thatſächlicher und 
rechtlicher Beziehung. Ich darf indeß nicht verhehlen, daß im Schoße 
des Bandesrathes mannisfache Zweifel darüber auftauchten, ob gegen 
Urtheile der Kollegiglgerichte eine Berufung gegen die thatſächliche 
Feſtſtellung nothwendig und zweckmäßig it. Doch hat die Erwägung 
obgeſiegt, daß beim Zivilprozeß die Thatfrage von der Rechts⸗ 
frage ſchwer zu ſcheiden iſt, daß ſchon eine irrige Anſicht des 
Richters erſter Inſtanz bei der Ermittelung des Thatſächlichen 
die Feſtſlelung des Faktums beeinfluſſen und dem Prozeß eine 
falſche Richtung geben kaun und es daher nicht wohlgethan 
wäre, den Parteien hierin jeglichen Schutz gegen den menſchlichen 
Jirthum zu derſagen. Die Re viſion ſodann wird in einer Form 
geboten, die ſich von dem framöflichen Kaſſationsrekurſe weſentlich 
unterfcheidet, nämlich als ein Rechtsmittel, welches den Parteien Recht 
ſpricht und llctheile, die mit ven Geſetzen in Widerſpruch ſtehen, im 
Parteiintereſſe beſeitigt. Das Rechtsmittel kann alſo nicht etwa von 
einer Staalsbebörde vorgelegt werden, ſondern nur von den Parteien, 
ed ift mu dem Suspenſiveffekt verſehen, und bewegt ſich ganz in den⸗ 
felben Prozedurformen an die Berufung. Die Begrenzung der Re⸗ 
viſton wird don denſelben Einflüſſen beherrſcht, von denen es ſchon 
bisher das Rechtsmitte dritter Jaſtanz war. Es waren hauptſächlich 
prozeßpolitiſche Grunde und die Verſchiedenheiten zu beachten, welche 
zur Zeit in Deutichland hinſichtlich des bürgerlichen Rechts exiſtiren. 
— Ueber das Zwangsvollſtreckunge verfahren werde ich mich kaum 
weiter zu dugern brauchen. Ein flüchtiger Blick wird Ihnen 
zeigen, daß das Zwangsevollſtreckungsverfahren möglichſt einfach 
beganiſirt iſt, wie das Beſtreben obwaltet, den Berechtigten fo 
ſchnell als möglich zum Ziele zu verhelfen, dagegen auch den 
Beklagten vor uaberechtigten Eingriffen zu ſchützen. Eine Ausnahme 
mußte bei der a getroffen werden. In dieſer 
Beziezung hat der En wurf der Landesgeſetzgebung einen reich⸗ 
lichen Spielraum gelaſſen, wegen der zur Zeit befichenden Ver⸗ 
ſchiedenteit der terxitortalen Geſetzgedung und ine beſondere wegen 
der Verſchie enheit des Hypothekenrechts. Sie werden aber immerhin 
in dem Geſetze wenigſtens die allgemeinen Grundſätze nicht ver⸗ 
miſſen, durch welche der Landesgeſetzgebung im Großen und Ganzen 
eine beſtiummte Richtung vorgezeſchuer iſt. Noch wenige Worte fchl.er- 
lich über die Juftitution der Gerichtsvollzieber. Der Entwurf, nicht 
die Poſt als das regelmäßige Inſinuationsorgan in Ausſicht, in Be⸗ 
treff der en ern dagegen glaubte man eine Rückkehr zu 
den bisherigen Ri nicht befürworten zu können. Allerdings 
macht es die beſchränkte Zuſtändigkeit der Organe, welche man Ge⸗ 
richte vollzieher nennt, unmös lich, fie fernerhin als mit ſelbſtſtändigem 
Imperiuc ausgerüſtete Beamte zu belaſſen, als welche fie im franzö 
ſiich rheiniſchen und im bairiſchen Prozeß beſteßen. Der Entwurf bat 
ſich daher ver bewährten hannöderſchen Einrichtung zugeneigt, etz je: 
doch vorgezogen, auf bas Detail den Landes juſtizverwaltungen völlig 
freie Hand zu laſſen. Mit dieſen wenigen Bemerkungen unkerſtelle ich 
den Entwurf her Civilp oeßordnung Ihrer weiſen und eingehenden 
Berathung. Sie werden die mannigfachen Schwierigkeiten ſeiner Auf⸗ 
ſtellung nicht verkennen, der Bundesrath hat dieſelben ſchwer em pfun⸗ 
den, aber die Rückſicht, daß ein fertiges Werk zu Stande kommen uſſe, 
hat darüber hinweg geholfen, die Rückſicht, daß der deulſchen Nation 
dieſes bedeutendſte Stück feiner Rechtseinheit nicht länger vorenthalten 
werden kann. Ich zweifle nicht, meine Herren, daß dieſer Geiſt auch 
Ihre Berathungen beſeelen werde. (Beifall) l 
Adg. Dr. Lasker: Ich handele gewiß im Sinne des Neichs⸗ 
tages, wenn ich am Eingang meiner Worte, dem Gefühl der Befrie⸗ 
digung Ausdrack gebe, darüber, daß wir mit den drei grundlegenden 
Geſetzen deutſcher Rachtseinheit endlich befaß werden. Gewiß werden 
wir „De mit den drei Miniſtern die Geſinnungen theiſen, die fie ent⸗ 
wickelt haben in Bezug auf Das Zuſtandebringen des Werks. Ich ver: 
ſeune auch die Schwierigkeiten der Vorarbeiten keineswens, und wenn 
ich päter auf Punkte huweiſen ſogte, die mir nicht gam den Haupt: 
zweck der Geſetze zu erfüllen ſcheinen, fo hue ich es doch in dem Be: 
wußtſein, daß in den letzten Zielen ein Unterſchied zwiſchen den Mit: 
gliedern des Reichstages und denen der Regierung nicht obmaltet. 
Gewiß wäre es für uns erfreulich geweſen, wenn wir uns in der Lage 
befunden täten, die drei Geſetze en bloc anzunehmen, ich wenigſtens 
würde mich dem Kinde in dem Maren verglichen haben, dem riöß 
lich über Nicht unendliches Glück zugefallen iſt und das ſich in ein 
ganz anderes Reich veretzt ficht, indeſſen es iſt die ſachliche Mo lich⸗ 
Fit dazu nicht gegeben, elbſt bei dem Gelege nicht, das ich nicht an⸗ 
ſtebe als ein Meiſterwerk zu bezeichnen, dei der Zivilprozeßordnung. 
Auch fie enthält Geſtimmungen, die jedenfaus der Diskuſſion unter 
worfen werden müſſen. Weller entfernt von dieſem Ziele in ſchon 
die Strofprozeßordnung, und dies entſpricht uch der geſchichtlichen 
Entwickelung derſelben. Sie iſt ſchnel entworfen und man wird nicht 
leugnen kö nen, doß der gute Wille darin mit vielen Beſorgn ſſen 
kämpft, daß die Abſicht überall dem Fortschritt in huldigen auf der 
einen, und die Furt, es könnte dem Staate durch ſchnelles Nichge 
ben Schaden eniſtehen, auf der anderen Seite ſteht. Es wird na⸗ 
ment lich unſere Aufgabe fern, beide Prinzipien genau gegen einander 
abwägen. Am weıtelten entf 'rnt aber von der Möglich ken einer un⸗ 
mittelbaren Annahme erſcheint das Gerichtsve faſſungspeſetz. Auch 
beute ſprach der preußiſche Juftizminiſter bei dieſem Geſetze von 
Schwierlakeiten, ohne mit einer einzigen Ausnahme Andemungen über 
die Art derfelben zu machen, ich gebe aber zu. daß man ſehr wohl ge 
ahnt haben kann, was für Schwieri keiten gemeint ſcien. Ich wollte 
eigentlich von vornherein meine Anerkennung dafür aussprechen, daß 
wir in den Motiven zu dem Geſetzentwurf das Wort „Kompetenz“ jo 
gut wie gar nicht finden, nun baden ſich aber die Motive in eine An: 
zahl immerhin ſehr ſchätzbarer Broſchüren umgewandeſt, die aber, da 
die Regierungen fie nicht vertreten, nichts als Privatarbeiten find. 
Und beute babe ich gehört, daß eine der Schwierigkeiten in der nahen 
Grenze der Kompetenz liege, eine Frag“, welche ich längſt für abgetban 
bielt. Wenn man auch in einem gewiſſen Sinne angeben kann, daß 
Gerichtͤverfaſſung und Strafprozeß nach poliliſchen Geſichtspunkten 


mit beurthellt werden müſſen, fo möchte ich doch fragen, ob Jemand 
es vor dem Volke verantworten könnte, wenn er die Rechtspflege 
irgendwie durch politiſche or darum beeinträchtigen Lie 
weil er im Ganzen genommen der Einheitstendenz nicht zugetban iſt. 
haben hier zuerſt zu prüfen: Was ift für eine gute, prom pie, mit allen 
Garantien ausgeſtattete Rechtspflege nothwendig? Darum bitte ich, da 
wir bei der Berathung der Juſtizgeſetze den Hinweis, daß einzelne 
Theile unter der Herrſchaft politiſcher Tendenz ſtänden, gänzlich von 
der Hand weiſen, denn ich würde es für ein wahres Unglück halten, 
mit dieſem Geiſte an die Berathung der Geſetze zu treten. Ich habe 
allerdings ſelbſt mit meinem Antrage auf Ausdehnung der Reichsge⸗ 
jeggebung auf das geſammte bürgerliche Recht eine national pollliſche 
Tendenz verfolgt. aber nachdem wir die Aufgabe einmal übernommen 
haben, müſſen felbft die früheren Gegner zurücktreten und dürfen ſich 
nur durch die Erwägung des Rechtsſpruchs und wie dieſer am beſten 
zu erzielen, leiten laſſen. Ich wenigſtens würde eine Rechts geſetzgebung, 
welche die einheitliche Ordnung unternimmt und dennoch in der Mitte 
ſtehen bleiben, Inſtruktionen nur halb andeuten und Garantien, die 
jedes Kulturvolk für nothwendig hält, vernachläſſigen würde, mehr 
Bann Ant Unglück, als für eine Wohlthat halten. (Lebhafte 
uſtimmung. 

In meinen Anſprüchen an das Organiſationsgeſetz will ich nicht 
weiter gehen, als nothwendig iſt, um innerhalb des deutſchen Reichs 
eine gute, prompte, einheitliche und mit Rechtsgarantien ausgeſtattete 
Juſtipflege herbeizuführen. Der preußiſche Juſtizminiſter hat als den 
Stoff der Organiſation bezeichnet, datz die Reſaliqfe, welche aus dem 
Verfahren folgen, in dem Organıfationszefcg kodiftzirt ſeien. M. Hr 
das iſt wohl ein Theil eines Organiſationsgeſetzes, ein anderer ſehr 
idealer und erheblicher Theil deſſelben muß aber darin beſtehen, daß 
gewiſſe Vorausſetzungen vorhanden find, von denen das Verfahren 
ſchon aud gehen muß, daß von vornherein gewiſſe allgemeine Ideen au⸗ 
erkannt werden, mit denen der Verfaſſer gewiſſermaßſen als mit unge⸗ 
ſchriebenen Rechten herantritt an die Aufgabe, das Gerichtsverfahren 
zu ordnen. Die Arbeit muß ſich etwa in fo gender Weiſe vollziehen. 
Zunächſt macht ſich der Geſetzgeber ein Bild d von, was e als allge 
meine und unentbehrliche Grundlagen der Organiſation betrachtet, 
dann tritt er an die Vorſchriften über das Verfahren keran, hehrt hier⸗ 
auf zum Vergleich mit feiner urſprünglich entworfenen Idee zurück und 
prüft, wieweit das, was er jetzt gewonnen hat, mit jener Idee über⸗ 
ein immt. Findet er eine völlige Uebereinſtimmung, dann iſt ſein Werk 
geglückt, finden ſich Widersprüche, fo iſt es mißglückt. Nun frage ich, 
wie kann man nur einen Augenblick an eine Gerichtsorganiſation dem 
ken, ohne daß man vorher weiß, welches die Perſonen ſind, denen die 
9 der Rechtſprechung anvertraut wird? Schon in der alten 

elt iſt das Richtsleben durch die Perſonen beſtimmt worden, welche 
mit der Ausübung betraut geweſen find und man weiß, daß beiſpiels⸗ 
weiſe in Rom der ganze Streit um die Verwirklichung des Rechts 
um den Kreis derjenigen ſich gedreht hat, welche berechtiat fein W 
als Sachwalter aufzutreten und als Richter zu fungiren. Auch b 
uns in Dautſchland hat das Rechtsleben eine ganz andere Richtung 
88 feit an Stelle der Gemeindemitglieder als Richter die ge⸗ 
ehrten Richter getreten find. Und gebört nicht für Diejenigen Länder, 
in denen bister nur die gelehrten Richter oder die Laien nur in bei 
ſchränktem Maße zum Rechtſprechen zugelaſſen waren, derjenige T 
des Geſetzes, welcher über die Zuziehung der Laien zum Gerichtsver⸗ 
fabren handelt, zu einer der bedeutendſten bei der Organiſalion in 
Belracht kommenden Fragen? Uad wie ſorgfältig geht dabei der Ent? 
wurf zu Werle! Ueberall, wo er die Laien zuläßt, hält er den Ge⸗ 
danken feit, daß der eigentliche und feite Träger des Gerichts der 
Beamtenrichter bleiben ſoll, und daß die Laien ſich an den Beamten 
richter anſchmiegen ſollen. Keineswegs ſoll das Laienelement allein 
zum Rechtſpechen benutzt werden. Und welche ungeheure Sorgfalt 
iſt verwendet bei der Auswahl derjemgen Perſonen, die als Schöffen 
und Geschworene herangezogen werden follen! Aber wenn wir an d 
Haup'perſon kommen und fragen: wer iſt der Richter, dem dieſe In⸗ 
ſtrumente des Prozeſſes an die Hand gegeben werden, ſo erhalten wir 
die Anwort, daß davon die Geſetze ein Bild ſich nicht machten, ſon⸗ 
dern es jedem einzelnen Territorium überließen, ihre Richter zu ſuchen 
und ſich zu ſchoffen in der Weiſe, die ihnen die beſte erſcheint. Nach 
den Worten dee Herrn Miniſters v. Mittnacht fol es in Zukunft in 
Bezug auf das Verfahren ein Ausland innerbalb. Deutichlandg nicht 
geben und fellen alle Grenzen ſortfallen und gewiß wollen wir dies als 
erſte Vorausſetzung jeden Verfahrens. Ich bin von jetzt ab dem preußt e 
ſchen Richter nicht mehr unterworfen, als dem ſächſiſchen, und doch 
habe ich keinerlei Einfluß weber durch die deutſche Geſetzgebung, 
noch durch die preußiſche, zu kontroliren, daß der Richter dort 
duch gehörige Vorbildung die nölbige Garantie bietet. (Sehr 
richtig!) Das iſt ein unlöslicher Widerſpruch. Ich wäre ja jetzt 
viel ſchlimmer daran, als ich ohne das deulſche Reich geweſen bim, 
denn vorber konnte ich bei jedem Mißbrauch in einem einzelnen deut 
ſchen Stage mir Hilfe in demſelben ſuchen, indem er eine Prüfung 
des richterlichen Urtbeils eintreten ließ, wenn die Garautien des Rechts“ 
verfahrens gefeblt haben. Dieſe Prüfung fol nun den Einzelſtaaten 
entzogen, vom Reiche aber gleichwohl nicht übernommen werden. 
Folge iſt alſo, daß Sie die Einzelſtaaten in dieſer Beziehung bundert⸗ 
mal ſouveräner machen, als fie vorher geweſen find; denn fie können 
jetzt Geſetze ge en nicht allein mit verpflichtender Kraft für ihr ber 
grenztes Territorium, ſondern für ganz Deutſchland. Und weder 
Deuiſchland noch die anderen Terrftorien Deutſchlands körnen inter 
zediren. Des iſt ein fo eklatanſer Wide ſpruch, daß dieſe Baſis nicht 
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wird aufrecht erhalten werden können, als etwa mit einem Gewalt 
ſpruch, aß Schwierigkeiten entgegen ſtehen um die ein, au“ 
ders herbeizuführen. Sehen Sie doch die bunte Mannigfaltigkeit an, 
in der die Richter in den einzelnen Staaten gewonnen werden, 
in dem einen Staate wird eine jährige Vorübung gefordert, in 
dem anderen eine zweijährige. Prüfungen, Studienordnungen find 
verſchieten, verschieden auch die Politik der Stellenbeſetzung. 
I für die Herſtellung eines einheitlichen Rechtes nicht vor 
cllem nothwendig, daß Sie den Richtern einen einheitlichen Bor“ 
kereitungsgzang vorſchreiben? Ich will einmal' einen bier 
ber nicht ganz poſſenden, weil wenig idealen Ausdruck, den der 
Freizügigkeit wähſen. Ich will fie dem Richter nicht als Recht, fon? 
dern dem deutſchen Volke als An pruch einräumen, das verlangen kann, 
daß feine Richter nicht eingepfercht werden innerhalb der Grenzen der 
einzelnen Staaten, fondern daß ihnen freie Bewezung gestattet ei in 
der Prüfung, Vorbudung und nötht enfalls auch im prakliſchen Amte. 
Mir haben bis jetzt einen badiſchen, einen ſächſiſchen, einen preußiſcheg 
Nichterſtand und wollen ein gemeinſames deulſches Verfahren baben : 
Das ſcheint mie ncht mößlich. Eine nicht minder wichtige Frage 
Sollen nach dem Syſtem, welches bisher in Preußen befolgt wei, 2 
it, die Richter angeſtellt werden können, d. h. unmittelbar nach d — 
leglem zweiten Examen, oder werden Sie verlangen, daß Mäune 
ausgewählt werden, die ſich im Leben bereits bewährt haben, daß u 1 
derjenige, der in der Advokatur oder ſonſt ſich als tlichtig bewährt har 
Richter werden kann? Die Entſcheirung dieſer Frage geben Sie au 
der Hand, ſowie Sie die Vorbedingungen aus der Hand gegeben oe 
Bei bem Öffentlichen und mündlichen Verfahren, welches wir ſcha 50 
wollen, iſt überdies eine viel ſtrenzere Auswatßl der Richter nö 
als unter dem alten ſchriſtlichen ofer theilweiſe ſchriftlicen Prone 
Aber auch un den Advokaten werden böh ere Anforderungen ee 
werden müſſen. Derſeſbe muß von dem Berufe erfüllt ſein, 52 Wr 
nicht allein einfrittg eine Paxiei vertritt, ſondern daß auch auf fe be 
Schultern die Ehre des Rechtslebens ruht. Die vorliegenden Geſeßt 
ſchreiben den Anwaltezwang vor. Müſſen Sie ſich da nicht fragen, ale 
katauch foviel Advokaten in ven einzelnen Territitorien und giebt ber — 
ec die nöthige Garantie? Nun iſt der Advokatenwan gar nicht 91 
einbar mit dem Advofatenmonopol, wie es in Preußen besteht. x n 
Berlin z. B, wo die Adoe kater ftarf mit Zivitprogefien beibäftid” 
find, iſt es einem Angeklagten kaum möglich“ einen Vertteidige — 
peminnen, bie er unter Umſtänden den mindeſt geeioneten Zu =, 
findet, um feine Vertheidizung zu übernehmen. Der Arvolaterde 1 
ſetzt vie freie Advokatur voraus, ober ich kenne die Gefahren i 
ben; ich weiß daß man in vielen Theilen Deulſchlands Preußen gan⸗ 
gen der innigen Verbindung hbeneidet, in welcher bier der Re forge 
waltsſtand mit dem Richterſtande ſteht. Müſſen Sie nicht Vor 
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reffen, dieſe innige Verbindung mindeſtens thatſächlich aufrecht zu er⸗ 
halten? Eine ſolche Fürſorge iſt es z. B. ſchon, wenn bei Ernennung 
der Richter auf den Advokatenſtand in ſehr erheblichem Grade rekur⸗ 
Art wird; dazu aber gehörte wieder vor Allem, daß man ſich nach 
der Vorbildung des Advokaten erkundigt. Und endlich kann ich 

mir eine freie Advokatur nicht denken ohne eine ſtrenge Disziplinar⸗ 
ordnung, welche die Entſcheidung über Vergehen der Advokaten 
nicht ausſchließlich in die Hände der Abvokaten legt, ſondern 
die Mitwirkung des Richters geſtattet. Warum erläßt man 
nicht eine Advokatenordnung für das ganze deutſche Reich, in Ausſicht 
auf die man in einem großen Theile Deutſchlands, ich glaube in 
Baiern (Zuſtimmung), mit der Geſetzgebung zugewartet hat, während 
Preußen dabei iſt, eine Advokatenordnung für ſich zu machen. Wir 
haben in dem Eniwurfe die Beſtimmung, daß jeder Richter in Deutſch⸗ 
fand, d. h wer in feiner Heimath befähigt iſt, Richter zu werden, in 
ſeinem 35. Lebensjahre Mitglied des Reichsgerichts werden kann. 
Daraus folgt das Merkwürdige, daß Perſonen, welche nach dem in 
ibrer Heimath geltenden Rechte nicht berechtigt find, Mitglieder eines 
Obergerichts zu werden, die Befähigung erhalten, Mitglieder des 
höchſten Kollegiums in Deutſchland zu werden. Denn in Haan vn 
3. B. darf Niemand Mitglied eines Obergerichts werden, der nicht 
4 Jahre Mitglied eines Untergerichts geweſen iſt. z 
(Den Schluß der Rede Laskers und die übrigen Reden bringen 
wir im Abendblatt.) 


Brief- und Zeitungsberichte. 
Berlin, 24. November. 


— In der Arnim'ſchen Sache meldet die „Nat.⸗Ztg.“, daß der 
Vorſitzende der ſiebenten Kriminal⸗Deputation, vor welcher die Ver⸗ 
bandlung ftattfindet, Stadtgerichtsdirektor Reich, bereits ſeit voriger 
Woche behnfs Studiums der Arnim'ſchen Prozeß Akten beurlaubt iſt 
und während dieſer Zeit von dem Stadtger.⸗R. Schenk vertreten wird, 
Wir haben der Erklärungen der Herren Dr. Braun und Dr. Rü dy 
binſichtlich der Zehlicke'ſchen „Enthüllungen“ bereits gedacht. Dr. Zeh⸗ 
I ide hält denſelben gegenüber feine bekannten Mittheilungen auch jetzt 
noch aufrecht. Der darauf bezügliche Artikel der „Deutſchen Allge⸗ 
meinen Korreſpondenz“ betrifft indeß fo ſehr Zeitungsinterna 
ohne allgemeines Intereſſe, daß die bloße Erwähnung deſſelben 
genügt. Auch an die vom „Berl. Tagebl.“ gebrachte Erklärung, die 
Anerbietung von einer Viertelmillion betreffend, will man 
nicht glauben, ſondern erblickt darin nur eine Monſtrereklame. Ein 
Korreſpondent der „Schleſ. Ztg.“ hebt hervor, wie die geſchraubte 
Wortfaffung des citirten Artikels handgreiflich dahin zielt, dem Grafen 
Arnim die Möglichkeit einer Klage zu entziehen, wie aber außer dem 
Grafen Arnim Niemand in der Lage iſt, Herrn Rudolf Moſſe oder 
ſeinem literariſchen Helfer den Beweis der Wahrheit aufzu⸗ 
erlegen. „Uebrigens iſt es eine ſo koloſſale Zumuthung an die Ge⸗ 
dankenloſigkeit der Leſer, die Geſchichte von dem Angebot einer Viertel⸗ 
million „für das Recht eines Einfluſſes auf den redaktionellen Theil 
des Blattes“ als Wahrheit zu nehmen, daß der angeſtellte Verſuch 
ſelbſt denen gegenüber mißglücken muß, welche in die Auflage des 
„Berliner Tageblattes* von 30 000 Exemplaren kein Mißtrauen ſetzen 
und üllerhaupt geneigt find, ſich von der Kunſt der Reclame beſtricken 
zu laſſen.“ 
a — Die „Poſt“ rektifizirt die neuliche Meldung verſchiedener Blät⸗ 
ter, daß die Einladungen des Reichskanzlers zu den parlamenta⸗ 
=‘ riſchen So ir een diesmal nach einer gewiſſen, auf Parteiftellung gegrün⸗ 
deten Auswahl ergangen ſeien, dahin, daß auch diesmal wie immer 
! alle Herren, welcher Partei fie auch angehören mögen, die dem Für⸗ 
ſteu Reichskanzler einen Beſuch abgeſtattet haben, Einladungen erhal⸗ 
5 den haben. f 8 
1 Paris, 22. November. Sehr bezeichnend für die jetzige Lage, wie 
ſie durch die Koalition vom 24. Mai v. J. ſich geſtaltet und durch 
Mac Mahon's Liebängeln mit den Dunkelmännern fi raſch weiter 
entwickelt hat, iſt das Auftreten des Jeſuitenblattes „Univers“, wel⸗ 
Hes keck der Nationalverſammlung und der Regierung zuruft: 
„Die Biſchöſe haben Frankreich gemacht und fie werden es mit 
Gottes Hilfe wieder machen. In unſerem unglücklichen Lande bleiben 
in der That fie die einzige lebendige Kraft, die einzige, welche die Gei⸗ 
er wieder beruhigen und die Herzen hochhalten kann. Während die 
Schlauföpfe des Parlamentarismus ſich unfähig zum Handeln zeigen, 
wenn ſie nicht im Voraus die Zuſtimmung der Menge erlangt oder 
ſich derfelben vergewiſſert haben, rufen uns die Biſchöfe, die weder 
1 — Kompromiß noch Schwachheit kennen, zum ſtrengen Pflicht: 
e. 
4 Und nun folgt cin Loblied auf Msgr. Freppel, „der die Gefahr, 
Frankreich entgegengeht, mit apoſtoliſchem Feuer ſchildert“ und an 
1 den beiligen Ambroſtus erinnert. Daß die Klerikalen die Herrſchaft 


in Frankreich zunächſt auch auf Italien auszudehnen ſich befleißigen, 
daran erinnert beute ſchon wieder ein offener Brief vom Biſchof von 
Dilcaus vom 13. November an den Abbé Margotti, worin die italie⸗ 
Ren Biſchöfe und Geiſtlichen zum Ausharren im Kampfe aufgefor⸗ 
ert werden. Dieſes fortwährende ſcham⸗ und taktloſe Pfuſchen des 
KR Tranzöſiſchen Kerus auf politiſchem Gebiet und ſein Kampfgeſchrei 
I weltlichen Händeln iſt der ſchreienſte Beweis von der Schwäche einer 
i a erung, die, um ſich von ſolchem Elemente ſtlitzen zu laſſen, ſich nicht 

8 s ſolche Behandlung von der ſchwarzen Cohorte gefallen läßt, ſon⸗ 
dern den Dunkelmännern, welche Priefterpolitik treiben, ein Bollwerk 
Moderner Staatseinrichtungen nach dem andern überantwortet. Den 
lerikalen gegenüber war Mac Mahon's Regierung, die jetzt ein Jahr 
Rd vier Tage zählt, ein fortgeſetzter Tag von Sedan. 

Aus ter amtlichen Statiſtik des Handelsminiſters geht hervor, 
as Frankreich gegenwärtig 123,000 Fabriken beſitzt, die 1,800,000 
8 lrbeiter beſchäftigen. Die in dieſen Etabliſſements angewendete mecha⸗ 
ſche Kroft beträgt 502.000 Pferdekräfte. Paris fabrizirt jährlich für 
0 Millionen Waaren, ungefähr den fünften Theil der Produktion 
ganzen Landes; die Umgebung von Lille für 700 Millionen, die 
Ton 600 Millionen, die von Rouen 440 Millionen, die von Mar⸗ 
271 und vie von Saint Etienne 240 Millionen. 
......õũüũ ũã ããydbbß b 0727 505 32° .00 0: 


Lokales und Provinzieiles. 


ıysamter, 24 November. [Jahrmarkt Auswanderung 
war Arbeitern.“ Der hier am 24 d. M. abgehaltene Jahrmarkt 
Ninpytemlich beſucht. Auf dem Viehmarkle waren etwa 150 Stück 
und circa 100 Pferde aufgetrieben. Die Kaufluſt war jedoch 
und wurden daher für gutes Rindvieh nur mittelmäßige 
. Das mag wohl an dem Mangel von Winterfutter 
e diczjährige Klee“, Heu⸗ und Sommer ungsernte ſchlecht 
ir ging es auf dem Krammarkte zu, wo viele Waaren 
1 — Wie an anderen Orten, ſo exiſtirt auch in un⸗ 
kräf ent, der im Auftrage einer Aktiengeſellſchaft Arbeits⸗ 
kt e Aas ſicherer Q 
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6 Agenten allein über 800 ländliche Arbeiter entzogen worden ſind. Be⸗ 


ſagter Agent ſoll übrigens den weiteren Auftrag haben für kommen⸗ 
des Frühjahr noch etwa gegen 1200 Arbeiter für obige Aktiengeſellſchaft 
zu gewinnen. Daß durch dergleichen Unternehmungen ſowohl die Ar⸗ 
beité kräfte in genannten Kreiſen theurer werden müſſen als auch eine 
rationelle Bewirthſchaftung des Bodens erſchwert wird, bedarf wohl 
keines Beweiſes. 
Bromberg, 2%. November. Wie das hieſige Tageblatt meldet, 
iſt der Kreisgerichts⸗ Direktor Herzberg zum Vize⸗Präſidenten des 
Appellationsgerichts in Inſterburg ernannt worden. 

X. Inowraclaw, 22. November. [Kreistags vorlage. 
Wohlthatigtert] Auf der Tagesordnung des auf den 12. De 
zember c. anberaumten Kreistages fteht u. A. ein Antrag auf Beſchluß⸗ 
faſſung über die Inkommunaliſirung der Landgemeinde Groſtwo in 
die Stadt Inowraelaw. Nachdem die Vertretungen der Stadt Ino⸗ 
wraclaw und der Landgemeinde Groſtwo der Bereinigung dieſes länd⸗ 
lichen Gemeindebezirks mit der Stadt ihre 8 ertheilt haben, 
iſt gemäß $ 2 der Städteordnung vom 30. Mai 1850 auch der Kreis⸗ 
tag in dieſer Angelegenheit zu hören. Da nun in der Gemeindever⸗ 
ſammlung von Geoftro zwei Stimmen, und zwar die des Salinen⸗ 
fiskus und der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn gegen die Inkommunaliſi⸗ 
rung Proleſt erhoben baben, hat der Vorſitzende des Kreistages, Land» 
rath v. Wilamowitz, feine bezügliche Propoſition folgend formulirt: 
der Kreistag möge die Proteſte der königl. Saline und der Oberſchle⸗ 
ſiſchen Eiſenbahn zur weiteren Berückſichtigung für nicht geeignet er⸗ 
achten und der Bereinigung von Groſtwo mit Jnowraclaw als dem 
offentlichen Intereſſe durchaus entſprechend Zuſtimmung ertheilen. Ver⸗ 
einigung hat bereits die Zu immung des Kreisausſchuſſes erhalten und 
dürfte auch dem Kreistage wohl keinem Widerſpruch begegnen. — Auf 
Anregung der Herren Kreisgerichtsrath Mäckelburg, Bürgermeiſte 
Neubert und Ooeramtmann Seer Niſchwitz findet am 28. d. Mts. 
bierſelbſt zum Beſten der Armen aller Konfeſſionen eine deklamatoriſch⸗ 
muſikaliſch theakraliſche Vorſtellung von Dilettanten ſtatt. 

k. Schueidemühl, 23. November. (Pleſch r. Gaskala ⸗ 
mität.] Heute wurde die Leiche des am 20 d. M hierſelbſt verſtor⸗ 
benen Juſtizraths Pleſch zur letzten Ruheſtätte gebracht, Die außer⸗ 
ordentlich zahlreiche Betheiligung des Publikums legte Zeugniß dafür 
ab, daß der Verſtorbene ſich in allen Schichten unſerer Stadtbevölke⸗ 
rung Liebe und Achtung erworben hatte. Er war ſeit ca. 30 Jahren 
Bürger unſerer Stadt und hat als Mitglied der Stadtveroroneten⸗ 
verſammlung zum Wohle der Stadt nach beſten Kräften beigetragen. 
— In der bieftgen Gasfabrik wird feit längerer Zeit ein fo ſchlechtes 
Gas fabrizirt, daß verſchiedene Gaſtwirthe und Kaufleute ſich vergn⸗ 
laßt geſehen haben, die Gasbeleuchtung in ihren Lokalen abzuſchaffen 
und ſtatt deſſen Petroleum zur Beleuchtung zu benutzen. 


iſenſchafl, Aunſ und Literatur. 


* Bon der Gladſtone'ſchen Broſchüre wird demnächſt in 
der Beck'ſchen Buchhandlung in Nördlingen eine autoriſirte Ueber⸗ 
ſetzung erſcheinen. 

d 


Slaats- und Volkswirthſchaft. 


Schleſiſche Tuchfabrik. (J. Förſter u. Co. in Grünberg.) 
Wie der „Schlel. Pr.“ geschrieben wird, iſt am Sonnabend der Auf⸗ 
ſichtsrath und das Kuratorium in Grünberg zuſammengetreten, um 
über Maßregeln zum Fortbeſtezen des Unternehmens Beſchluß zu faſſen. 
Die Berfammlung kam dem Vernehmen noch überein, die auswärts 
gelegenen Grundſtücke, Fahrikanlagen 2c. zu veräußern, das neue groß⸗ 
artige Grünberger Etabliffement vorläufig noch in Beſitz zu behalten. 
Zum 12 Dezember ſoll eine von allen Gläubigern zu beſchickende Kon⸗ 
ſerenz anberaumt werden, um biefen vorzuſchlagen, das Moratorium, 
das mit Ende, d. J. abläuft, auf weitere 12 Monate zu verlängern. 
Gehen die Gläubiger darauf ein, ſo wird ihnen, die bereits 10 Prozent 
abſchläglich auf ihre Forderungen im Laufe des Jahres erhalten ha⸗ 
ben, ſofort 20 pCt. baar offerirt. Ferner ſollen ſie in den nächſten 
drei Monaten wiederum 10 pCt bekommen, ſo daß ſie alſo mit einer 
Forderung von 60 p&t. dem Moratorium beitreten würden. Wird 
vie Vorſchlag nicht genehmigt, ſo fol der Konkurs angemeldet 
werben. 


Köln 24. Nopember. Die Betriebseinnahmen der Köln⸗ 
Mindener Eiſenbahn ergaben im Monat Oktober ein Plus von 
45,691 Thlrn. gegen den entſprechenden Zeitraum des Vorjahres und 
Ein erſten neun Mongte dieſes Jahres ein Minus von 466,405 

u Wien, 24. November. Die Einnahmen der öſterr.⸗franz. 
Staatsbahn betrugen am 19. und 20. November 197.629 sl e 


a Wien 24 Nnobr. Die Einnahmen der Lombardiſchen Eiſen⸗ 
bahn (öſterr. Netz) betrugen in der Woche vom 12. bis zum 18 No⸗ 
vember 608 393 l., ergaben mithin gegen die entſprechende Woche des 
Vorjahres eine Mindereinnahme von 76,942 Fl. 

Ruſſiſche Bahnen. Der „Odeſſ. Bote“ hört, daß der 
Bau einer Eisenbahn von der Stadt Majak nach Odeſſa be 
reits genehmigt und ſofort in Angriff genommen werden ſoll, um der 
in viefem Jahre von einer völligen Mißernte heimgeſuchten Bes 
völkerung des Tiraspolſchen Kreiſe Gelegenheit zum Erwerbe zu ge⸗ 
wäh en. Wie verlautet, follen die Aktionäre der Breſt⸗Kiew⸗Eiſen⸗ 
bahn am 8. Dezember (29 November) zu Petersburg zu einer Gene⸗ 
ralverſammlung zuſammentreten. Der Zweck dieſer Verſammlung ſoll 
Sein, neue Prioriſäten aufzunehmen. 

Auſtraliſche Wolle. Die Einfuhr von Schaf⸗ und Baum⸗ 
wolle aus ven auſtealiſchen Kolonieen nach England zeigt in dieſem 
Jahre einen weiteren Zuwachs. Der Geſammlimportk bis zum 31. 
Oktober c. erreichte as ſehr beträchtliche Quantum von 220.345.702 
Klund gegen 181,038,275 reſp. 135.213 543 Pfund in der Parallel⸗ 
Periode ber beiden Vorjahre. Der Werth dieſer Einfuhr bezifferte 
ſich auf reſp Lſtrl. 13,569 392, 11,483,139 und 10.362 251. En lands 
1 5 für auſtraliſche Wolle nähern ſich ſomtt Lſtrl. 1,400,000 pro 


vermiſchtes. 

* Der Burſchenſchaften⸗Kongreß in Eiſenach kann als nicht 
recht erfolgreich bezeichnet werden, inofern er den ausgeſprochenen 
Zweck batte, ein Gegengewicht den „Corps“ gegenüber zu ſchaffen, 
dieſen Zweck aber nur ungenügend erreicht hat. Während die Corps 
im fogen. Köſener Senioren: Berbande (8. C.) eine feſtgegliederte Or⸗ 
ganifation haben, welche ſämmtliche Corps (nach der neueſten Corps⸗ 
tatel 80 ſämmtlicher deutſcher Hochſchulen umfaßt, brachte der Eiſenacher 
burſchenſchaftliche Deputirtencondent nur eine Einigung von ca. 20 
Verbindungen zu Stande. Das erzielte Reſultat kann alſo vor⸗ 
läufig höchſtens als der Anfang zu einer wirkſamen Organiſation auf⸗ 
gefaßt werden. 

* Wanderung einer Zudringlichen. Nach der „Illuſtrirten 
Zeitung“ ſteht es feſt, daß der häßlichſte aller ungeladenen Gäſte die 
Bettwanze (wie die Zigeuner) aus Indien ſtammt und mit dem Men⸗ 
ſchen faſt über die gauze Erde gewandert iſt. Im 11. Jahrhundert 
zeigte ſie ſich zuerſt iſt Straßburg. Mit den Betten der vertriebenen 
Hugenotten kam fie nach London, wo fie bis dahin unbekannt war, 
heute aber jagen kann: „Ueberall bin ich zu Haufe” ꝛc. . 

Nozſa Sandor, der berüchtigte Betyar, welcher bekanntlich 
wieder einmal zum Tode verurtheilt war, iſt abermals vom Kaiſer 
Franz Joſeph zu lebenslänglicher Kerkerſtrafe begnadigt worden. 


Angegommene Fremde vom 25 November. 


HOTEL DE BERLIN. Die Gutsbeſitzer Gieſe a. Pita Mühle, 
Gieſe u. Tochter a. Prependowo, Jauernick a. 5 Poſthalter 


A r e 
1 1. * II N * 


E 1 2 
„ 0 0 a N 


Morgenſtern u. Frau a. Mur. Goslin, Superintendent Schul und 


Frau a. Greifenhagen, Paſtor Salzwedel a. Czernjewo, Adminiſtra⸗ 
tor Bublos a. Kaudoß, Gerhermeiſter Heyer a. Samozyn, Rentier 
Bloidczewski a. Gneſen, Kaufmann Rammow a. Berlin. 


MYLIUS’ HOTEL DE DRESDE. Die Kaufleute Bettels aus } 


Leipzig, Eber a. Hamburg, Seifert a. Breslau, Rathke u. Halberſtadt, 

Mathes a. Oppeln, die Rittergutsbeſitzer v. Treskow m. Gattin aus 

Radojewo, Frau Oberſt v. Coſelu. Tochter aus Samter, Frau Kreis⸗ 

richter Gregor aus Samter, Paſtor Frommberger aus Liſſa, Paſtor 

Wüchuer aus Laßwitz, Frau Amtsrichter Felſch 

gutsbeſitzerin Frau Felſch a. Ruchocice, Fabrikbeſitzer Naumann aus 
aſſel. 

' BUCKOW’s HOTEL DE ROME Rittergutsbeſ. v. Klitzing a⸗ 
Rosnowo, Ingenieur Pippard a. Laurahütte, Hauptmann Homeier a. 
Graudenz, Schriftſteller Rabinowitz a. München, die Kafleute Abenfur 
a. Hamburg, Senator a. Berlin, Petzeldt a. Berlin, Streich a. Berlin, 
Stern a. Hamburg, Gruhn aus Hamburg, Itzig a. Berlin, Rentier 
Köcke a. Charlottenburg, Kaufmann Bierling a. Leipzig, Ritterguts⸗ 
beſitzer Kundler a. Rybowo, Rittergutsbeſ. Lieut. Kundler a. Wron⸗ 
czyn, Fabrikant Voges a. Graudenz. 

KEILER’S HOTEL. Die Kaufleute Borchardt a. Pinne, Bibo 
a. Grätz, Goſdſtein a. Labiſchin, Krutſch a. Inowrazlaw, Wollmann, 
Frauſtädter a. Borck, Witkowski a. Neutomiſchel. Bauaufſeher Wed⸗ 
ber nebft Frau u. Familie a. Hamburg. 

C. SCHARBFFENBERG’S HOTEL. Die Kaufleute Hopp, — 
zer a. Berlin, Fröhlich a. Sagan, Löwy a. Breslau, Kach g. Chem⸗ 
nitz, Elias a Wreſchen. Dr Koch a. P. Liſſa. Die Rittergutsbeſitzer 
Luther nebſt Fam a. Lepochowo, Kühn a. Bel oin. Lieutenant Münch 
nebſt Fam. a. Poſen. Rentier v. Jaraczewski a. Wongrowitz. Die 
Techniker Schollmayer, Bradtkorb, Bartſch a. Breslau. 

TILSNER’S HOTEL GARNI. Die Kaufleute Max aus Berlin, 
Marx aus Bromberg, Edel aus Berlin. v. Pradzynski aus Zolgdowo. 
Dr. Bondick, praktiſcher Arzt und Kreis⸗Wundarzt aus Borek. Die 
Kaufleute Kubies aus Berlin und Horn aus Elberfeld. A. Ebnother, 
Käſe Fabrikant aus Antonshof bei Liſſa. 

SER FTE DE PEURUFE Die Gutsbeſ. Hennig aus 
Kuſſowo, Rudolphi aus Borowo und v. Skoraczewski aus Polen. 
Rittergutsbeſ. Strübing aus Milſeinek. Die Kaufleute Blumenftein 
„ und Laßner ans Hamburg, Thumig, Rentier aus 

erlin. 


Theater-Anzeige. 


Montag, den 30. d. Mts. findet eine Extra⸗Vorſtel⸗ 


lung ſtatt: 5 
Die Kreuzfahrer. 
Hiſtoriſches Schauſpiel in 5 Akten von Kotzebue. 


Telegraphiſche Nörſenberichte. 


Breslau, 24. Novbr., Nachmittags. (Getreidemarkt). Spiritus 
pr. 100 Liter 100 pEt. pr. November und pr. November⸗Dezember 
1856, pr. April⸗Mai 57 Mk. 50 Pf. Weizen pr Nov. 63 Roggen pr. 
8 8185 re 8 155 N Ein 1 
pr. Nov.⸗Dezbr. 17%, pr. April⸗Mai 56% Ml., pr. Mai⸗ 
57% Mk. — Wetter: Schneckreiben. * N 
Bremen, 21 November. Petroleum (Schlußbericht). t 
dard white loco 10 Mk. bz. u. Käufer. Höher. eee, 


pr. November 9, 50 G., pr. D 
in, 21 Nevenber, Nachmittags 1. Uhr. ( 

din, 24. November, Nachmittag r. (Getreidemaxkt elt 
Froſt. Weizen feſter, hieſiger loko 7, 5, fremder loko 6, 22 1 2 = 
demder 6, 15%, pr. März 18 Mt. 95 Pf., pr. Mai 18 Mk. 95 Pf. 
Roggen matter, biefiger loko 6, 5, pr. November 5, 8, pr. 
0 J d d . Wel 88 

Dek. „ pr. Mai . ; öl feſt, loko 9 r. 
Mat 31 Mt. 30 Pf. 1 

London, 23 November, Nachmittags. Fremde Zufuhren feit letz⸗ 
tem Montag: Weizen 33,662, Gerſte 6743, Hafer 69,754 Ortes. 

Der Markt ſchloß für ſämmtliches Getreide unbelebt, aber feſt zu 
letzten Montagspreiſen. — Weißer engl. Weizen — —, rother — —, 
hieſiges Mehl — — Sh. — Wetter: Schön f 

London, 23 November, Vormittags. Die Getreidezufuhren vom 
14. bis zum 20 November betrugen: Engliſcher Weizen 4962, frem⸗ 
der 33,652, engliſche Gerſte 3517, fremde 6743, engliſche Malz⸗ 
e 16 483, engliſcher Hafer 582 fremder 69,754 Artes Engli⸗ 
ches Mehl 23,418 Sack, fremdes 3725 Sack und 6850 Faß. 

Liverpool, 24. Novbr, Vormittags. Baumwolle (Anfangs⸗ 
bericht). Muthmaßlicher Umſatz 10,000 Ballen. Stetig. Tages⸗ 
import 13,000 Ballen, davon 11,000 B. amerikaniſche, 2000 B. egypt. 

Liverpool, 24 November, Nachmittags. Baumwolle (Schluß ⸗ 
bericht): Umiag 12,000 B., davon für Spekulation und Export 2000 
Ballen. Behauptet, ſchwimmend eher ſchwächer. 

Middl. Orleans 8916, miodling amerikan 7%, fair Dhollerah 
5%, middl. fair Dhollerah 434, good middling Dyollerah 411 middl. 
Dhollerah 3%, fair Bengal 4%, fair Broach 5%, new fair Oomra 
5%, good fair Oomra 5/16, fair Madras 5, fair Pernam 8, fair 
Smyrna 6%, fair Egyptian 898. 

Upland nicht unter low middling November Lieferung 776, 
e » März » Lieferung 70, Januar Februar = Berſchiffung 


16 d. N 
Mancheſter, 24 November, Nachmittags. 12r Water Armit 

8, 12r Water Taylor 10, 20r Water Mic olle 11%, 30x Water 
Gidlow 12%, 30er Water Clayton 13%, 40er Mulle Mayoll 12, 40 r 
Medio Wilknſon 13%, 36r Warpcops Qualität Rowland 13%, 40 r 
Double Weſton 13%, 60 r. Double Weſton 16, Printers ½, % 
8%-pfr. 117. Gutes Geſchäft zu vollen Preiſen. 

6 3 24. November. Roheiſen. Mixed numbers war raue 
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Berlin, 24. Nor. Wind: m. Baremeter 7,11. Thermo⸗ 
meter früh — 1 R Witterung: bewölkt. 
Der Verkehr in nde war auch heute recht beſchränkt und die 
2 keit in der Stimmung kam heute etwas deutlicher zum Ausdruck. 
r Waare hielt die Nachfrage mehr zurück, 
de wurde. Gekündigt Ctr. ee 53} a 
per 1000 Kiloar. — Roggenmehl matter. Gekündig tr. 
Digumgspreis 7 Rt. 25 Sgr. per 100 Kilgr. — Betten berät 
und nicht voll auf geftrigen Er ſten Preiſen behauptet. Gekündigt 
4000 Ctr. Kündigungspreis 62 Rt. per 1000 Kilogr. — Hafer loko 
unverändert, Termine feſt, beſonders entfernte Sichten wurden ziemlich 
* _. er Gelündigt Kündigungspreis 63 Mt. per 
1000 K Rüböl brachte bei etwas vermehrter Kaufluſt ein 
— Spiritus reichlich angeboien, wurde loko 


jo daß der Verkauf 


wenig befere Breite, 
ſowohl wie auf Termine zu nadhg.benden Preiſen verkauft. 

Weizen loko per 1000 Kiloar 55—70 Rt. nach Qual. gef., gelber 
per dieſen Monat 621—62 bz, Nov.⸗Dez. do., Dezbr.⸗ Jan. —, April 
Mai 190-189 Rm. bz. Mai⸗Juni 1904-160 Rm bz. Roggen 
loko per 1000 Kilogr. 53-59 Rt. nach Qual. gef., neuer ruſſiſcher 53 
4 ab Lab bz, inländ. 57-58; ab Bahn bz., per dieſen Monat 


Breslau, 21 November. 

bwartend 
de. junge —. Oberſchleſ. 163. > Oder⸗ 
Lom⸗ 
Bres⸗ 


n 104. 
Kfer St. A. 117. do. do. Prioritäten 116. Framoſen 18314 
Barden 81. Italiener —. Silberrente 68. Rumänier 32% 
lauer Distontobant 33%. do. Wechslerbank 77. Schleſ. Bankv. 109%. 
Kreditaktien 1394 arab —. Oberſchleſ Eiſenbahnbed. —. 
1 Venn, 1 Io. Ruf. Banknoten 944. Bresl. Makler 


dank (BD. ; Prov.⸗Maklerb. — Schleſ. Ber. 
einsbank 9216. Oftdeutfche Baut — Brest. Prov.⸗Wechslerb. —. 


* u di a. M., 24. Novbr., Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. 
eſt, 
Schlußkurſe.] Londoner Wechſel 119%. Pariſer Wechſel 95%. Wie⸗ 
ner Franzoſen 321%. Böhm. Weſtb. 209%. Lombar⸗ 
De ee: Galiner 2544. Eliſabetbbahn 203. Noroweſſbahn 147%. 
Fredttaf tien 243. Ruſſ Bodenkredit SM Ruſſen 1872 9814. Silber⸗ 
Papierrente 64. 1860er Looſe 106%. 1864er Looſe 17255. 
Deutſch⸗öſterreich. 89. Berliner Bankverein 
>. Frankfurter Bankverein 87%. do. Wechslerbank 81. National⸗ 
Meininger Bank —. Hahn'ſche Effektenbank 117%. 
Nach S der Börſe: Kreditaklien 242½, Franzoſen 320%, Lom⸗ 
Barden 142% 


chſel 107 


rente 684. 
Amerikaner de 82 97%¼. 


h Berlin, 21. Nov. Die Börſe eröffnete heute in feſterer Haltung, 

d die Courſe ſetzten auf ſpekulativem Gebiet theilweiſe etwas höher oder 
wegnicſtens feſt ein. Die auswärtigen Börſenplätze batten weſentlich 
E 8 fünſtigere Tendenz als die hieſige Börſe gezeigt und auch heute wieder 
855 Beftere Notirungen geſandt; der geſchüftliche Verkehr gewann denn 
4 auch heute etwas an Regſamkeit, ohne doch lebhaft genannt werden zu 


nen. Um die Mitte der Börſenzeit aber trafen von Frankfurt und 
Wien mattere Courſe ein, die auch bier eine Abſchwächung der Ten⸗ 
denz zur Folge hatten; nichtsdeſtoweniger hielten ſich die Notirungen 
— fpefulativem Gebiet durchſchnittlich etwas über geſtrigem Niveau. 


Der Kapitalsmarkt blieb feſt und ſtill, während die Kaſſawerthe 
der übrigen Geſchäftszweige vielfach etwas billiger wurden. 

Der Geldſtand bleibt flüſſia und das Privatdiskonto ſtellte ſich 
etwas niedriger auf 4½ pCt. für erſte Deviſen. Das Prolongations⸗ 


E Telegraphiſche Korreſpondenz für Jonds-Kurſe. = 


791-80 U, Nov. Rote d 


Aue en — Rm. 


ur 


Srübjabr 175 —176 bB, Mul 3 
Use a 66 75 Rt. nach Anal 


ven 


bz., per dieſen Monat - 95 — loko mit Faß 

. bz, Ni Dez 19 Ri. 4 Sgr. bis 18 Rt. 25 Sar 555 Januar⸗ 
ril Mai 59,4 58,8 Rm. bz Mai⸗ Juni 59.7 59 2 Rm. 97 

Juni Halt 90.9 — 60 4 Nin. bz., Juli - Auguſt 62 61,5 Rm bz. — Mehl 


Weizenmebl Nr 0 93 —9 Ni, N. 0 u. 183 —8 Ri, Roggenmehl 


Frankfurt a. M., 21 Novbr., 2 
Kreditaktien 210%, Framoſen 320%, Lombarden 141% ,Silberrente — 
— Spekulationswerlhe gedrückt. 


bef Henn, 24. November. Anfangs matt, im weiteren Verlaufe ſich 
efeſtigen 

Nachbörſe: etwas feſter. Kreditaktien 234, 00, Franzoſen 303, 50, 
Lombarden 134, 25, Unionbank 117, 25, Anglo⸗Auſtr. — —. 


Schlußcourſe.] Papierrente 70, 00. Silberrente 74, 50. 1854 er 
Looſe 103, 00. Bankaktien 995, 00. Nordbahn 1895. Kreditaktien 
235, 25 Fran oſen 304, 00 Galizter 242, 50. Nordweſtbahn 142 70. 
do. Lit. B. 64, 50 London 110, 50. Paris 44, 05. Frankfurt 92, 30. 
Böhm. Weitbahn Kreditionfe 168, 00. 1860er Looſe 109, 7 
Lomb. Eiſenbahn 133 50 1861er Looſe 138 70. Unionbank 117, 50 
Aaglo Auſtr. 146. 50. Auſtro⸗türkiſche —,—. Napoleo 35 8, 91%. Du⸗ 
katen 5, 25%. Sibertoup 105, 10. Eliſabeibbabn 193. 50. Ungariſche 
Prämienanleihe 81, 00. Preußiſche Banknoten 1, 63% 


Wien, 24. Novbr. . Nachmitt. Kreditaktien 234,50, Framzoſen 
303,50, Galizier 242 25, Anglo Auſtr. 146,75, Untonbank 117,00, Nord⸗ 
weitbahn 142,50, Lombarden 134,00, Papierrente 70,00, Silberrente 
74,50, Napoleons 8,90%. Banken rückgängig, Bahnen geſchäftslos. 


London 21. November a 1 505 — 
Aus der Bank floſſen heute — Pfd. S 
Privatdiskont 4½ a 4% pCt. 

6 proz. ungar. Schatzbonds 33%. 


Geſchäft gewann heute größere Dimenfionen; die Prolongationsfätze 
weiſen nur geringfügtae Verändernugen auf und zwar zahlte man für 
Kreditaktien 148 Thlr., für 0 0 % Thlr., für Lombarden % 
Thlr. pro Stuck Heport, während Diskonto » Kommandit- Antbeiie 14 
und 4 pCt., Rheiniſche und Cöln⸗ Mindener Eiſenbahn 4 PCt. Re⸗ 
port berangen. 


Von den öſterreichiſchen Spekulationspapieren wurden Kreditaktien 
verhältnißmäßig lebhaft zu ſteigenden Courſen gehandelt, auch Fran⸗ 
zoſen und Lombarden wurden etwas beſſer, aber ohne Lebhafligkeit. 

Die fremden Fonds und Renten blieben behauptet und ſtill, öſter⸗ 
reichiſche Renten und Italiener gingen etwas lebhafter um, wie auch 
ruſſiſche Pfundanleihen und Amerikaner feſt und theilweiſe gefragt wa⸗ 
ren. Ruſſiſche Prämien⸗Anleihen blieben ſtill 

Deutſche und preußiſche Staatsfonds ſowie Landſchaftliche Pfand⸗ 


e Eee Euch 


Abends. „Eier Senat! 
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Dezbr. Jan. — Febr. 238 
3. April Rai 22,3 Am. 5. bz, M al J 


Meteorologiſche Beobachtungen zu Bofen. 


Datum. Stunde der der Ener. | Therm. Wind. | Wolkenform. 


24. Novb. Nachm 2] 27 11 91 | + 1% NW 2 trübe. St. 
24 „ Abnds. 10 28” 0“ 49 0°0 | NW 2-3 trübe. St. 
25. [Morgs 6 28“ 0“ 53] — 0%5 ] NWẽ̃2˙3 trübe. St. 


Waſſerſtand der Warthe. 
Poſen, am 23 Nopbr. 1874 12 Uhr Mittags 0 24 Mieter. 
* 24. s 2 s 024 = 


Italien. proz. Rente KU Lombarden 115 

5 proz Ruſſen de 1871 99%. 5 proz. Ruſſ. de 1872 99% Silber 

Türk. Anleihe de 165 4%: 6 proz. Türken de 1869 a: Ghrok 
Vereinigt. St. pr.18:2 102%. Oeſterreich. Silberrente 68%. Oeſterr. 
Papierreute 63. . 
Wechſelnotirungen: Berlin 20, 78. Hamburg 3 Monat 20. 78. 
Frankfurt a. M. 20, 78. Wien 11,35. Paris 25, 42. Petersburg 32%. 


Paris 24. November, Nachmittags 12 Uhr 40 Minuten. Zproz. 
Rente 61, 70, Anleibe de 1872 98, 20, Italiener 67, 70, Franzofen. 
682, 50, Lombarden 301, 25, Türken 45, 00. Feſt. 


Paris, 21 November, Nachmittags 3 Uhr. Feſt. 

[Schlußkurſe.] 3 proz. Rente 61, 72% Anleihe de 1872 98, 171 
Ital. proz. Renle 67, 65. Ital. Tabatsaltien — —. Franzoſen 

00. Lombard. . 303, 75 Lombard. Prioritäten 251, 00. 
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und Rentenbriefe hatten in recht feſter Haltung theilweiſe zie ziemlich gute 
Umſätze für ſich. Prioritäten waren behauptet und ſtill, preußtiſche 
fünſprozentige waren gut zu laſſen, öſterreichiſche Prioritäten mehrfach 
etwas ſchwächer. 

Auf dem Eiſenbabnmarkte kam nur geringfügiger Verkehr in ziem⸗ 
lich feſter Haltung zur En wickelung. Von preußiſchen Werthen gin⸗ 
gen die Rheiniſch⸗Weſtfätiſchen Deviſen etwas lebhafter um, auch ober? 
ſchleſiſche waren im Verkehr, aber zu etwas ſchwächeren Courſen. 


Leichte inländiſche Aktien blieben ruhig bei wenig feſter Haltung. 
Von fremden Eiſenbahnwerthen waren öſterreichiſche Nebenbahnen etw 
lebhafter als in den letzten Tagen; Galizier und Nordweſthahn anfangs 
feſt, fpäter matter. Rumänen ſtark angeboten und niedriger. 

Bankaktien und Induſtriepapiere waren wenig verändert und ſtill, 
ſpekulative Deviſen feſt und etwas lebhafter. ; 
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